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Sozialgericht Sozialgericht Detmold
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 11
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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 KR 88/01
Datum 15.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 B 105/03 KR NZB
Datum 29.12.2003

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten die Zahlung von 30,67 EURO aus Anlass
und der Anschaffung eines BlutzuckermessgerÃ¤tes zum Preis von 99,00 DM (50,62
EURO).

Die im Juli 1939 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten gegen Krankheit
versichert. Im Oktober 2000 kam es bei ihr zu einer Entgleisung ihrer
Blutzuckerwerte, worauf sie sich in Behandlung von Dr. B in C begab. Dieser
diagnostizierte unterschiedliche Blutzuckerwerte; am 05.10. 427mg/dL, am 06.10.
396 mg/dL und am 12.10. 251 mg/dL (Befundbericht Dr. B vom 13.11.2001).

Am 12.10.2000 lieÃ� sie durch ihre Bekannten U und Q bei dem C SanitÃ¤rhaus G
eine von Dr. B ausgestellte Verordnung Ã¼ber ein BlutzuckermessgerÃ¤t und ein
BlutdruckmessgerÃ¤t vorlegen, die auf das Kassenrezept allerdings nur das
BlutdruckmessgerÃ¤t erhielten. Auf sofortige Nachfrage bei der Beklagten erhielten
sie den Hinweis, dass vor Bereitstellung des BlutzuckermessgerÃ¤tes noch eine
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augenÃ¤rztliche Untersuchung zur Notwendigkeit des Hilfsmittels erforderlich sei.
Ohne diese Untersuchung durchzufÃ¼hren, kauften die Bekannten fÃ¼r die
KlÃ¤gerin noch am selben Tag das BlutzuckermessgerÃ¤t zum Preis von 99,00 DM
(Rechnung Firma G vom 12.10.2000).

Am 12.01.2001 beantragte sie unter Vorlage einer Ã¤rztlichen Bescheinigung von
Dr. B die Erstattung der Kosten fÃ¼r das selbstbestimmte BlutzuckermessgerÃ¤t,
was die Beklagte mit Bescheid vom 09.03.2001 ablehnte. Der hiergegen von der
KlÃ¤gerin am 20.03.2001 eingelegte Widerspruch wurde mit Hinweis auf die Heil-
und Hilfsmittelrichtlinien mit Widerspruchsbescheid vom 21.05.2001 von der
Beklagten abgewiesen.

Gegen diese Entscheidung hat die KlÃ¤gerin am 22.06.2001 vor dem Sozialgericht
Detmold mit der BegrÃ¼ndung Klage erhoben, das BlutzuckermessgerÃ¤t sei
medizinisch notwendig gewesen zur Einstellung ihres Blutzuckers. Aufgrund ihres
kommunalpolitischen Engagements habe sie dieses GerÃ¤t benÃ¶tigt. Im Ã�brigen
habe auch ihr behandelnder Internist Dr. T ihr das GerÃ¤t verschreiben wollen. Ihr
sei nicht bewusst gewesen, dass eine Messung durch Teststreifen mÃ¶glich
gewesen sei. Ferner hat sie Ã¤rztliche Bescheinigungen ihres behandelnden
Augenarztes Dr. U, C, vorgelegt, wonach die KlÃ¤gerin unter "einer
altersentsprechenden Presbyopie", die mit einer Brille korrigiert werde, leide und es
zu Schwierigkeiten beim Ablesen der Blutzuckerteststreifen "kommen kann"
(Ã¤rztliche Bescheinigungen vom 08.11.2002 und 20.01.2003).

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid vom 09.03.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
21.05.2001 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin aus Anlass
der Beschaffung eines BlutzuckermessgerÃ¤tes am 12.10.2000 noch 30,67 EURO zu
erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat sie sich auf den Inhalt ihres angefochtenen Bescheides
berufen und ferner ausgefÃ¼hrt, dass nach dem Urteil des Bundessozialgerichts
vom 03.11.1999 â�� B 3 KR 3/99 R â�� die Versorgung mit Hilfsmitteln fÃ¼r
ehrenamtliche TÃ¤tigkeiten nicht den Leistungsumfang der gesetzlichen
Krankenversicherung umfasse.

Zur AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts hat das Gericht von Dr. B einen
Befund- und Behandlungsbericht eingeholt, in dem dieser mitgeteilt hat, dass die
Verordnung des BlutzuckermessgerÃ¤tes "auf Wunsch" der KlÃ¤gerin verordnet
worden sei, im Ã�brigen habe die KlÃ¤gerin ihren Blutzucker auch mittels
Teststreifen im Urin selbst bestimmen kÃ¶nnen; Wegen des genauen Inhalts des
eingeholten Befundberichts wird auf Bl. 35 f. der Gerichtsakte Bezug genommen.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und des Vorbringens
der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und auf den der beigezogenen
Kassenakte der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den Bescheid vom 09.03.2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.03.2001 nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) beschwert, da dieser nicht rechtswidrig ist. Zu Recht
hat die Beklagte die Leistung eines BlutzuckermessgerÃ¤tes als Sachleistung der
gesetzlichen Krankenversicherung und einen Anspruch auf Kostenerstattung
abgelehnt.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch auf Kostenerstattung
kommt nur Â§ 13 Abs. 3 des Sozialgesetzesbuches V (SGB V) in Betracht. Danach
sind einer Versicherten Kosten fÃ¼r eine selbstbeschaffte Leistung zu erstatten,
wenn sie dadurch entstanden sind, dass die Krankenkasse die unaufschiebbare
Leistung nicht rechtzeitig erbringen konnte (Voraussetzung 1) oder die Leistung zu
Unrecht abgelehnt hat (Voraussetzung 2). Dabei muss zwischen dem die Haftung
der Krankenkasse begrÃ¼ndeten Umstand (bei Voraussetzung 1: UnvermÃ¶gen zur
rechtzeitigen Leistung; bei Voraussetzung 2: rechtswidrige Ablehnung) und dem
Nachteil der Versicherten (Kostenlast) ein Kausalzusammenhang stehen, ohne den
die Bedingung des Â§ 13 Abs., 3 SGB V fÃ¼r eine Ausnahme von
SachleistungsgrundsÃ¤tzen nicht erfÃ¼llt ist. Das bedeutet einmal, dass die
Krankenkasse nur fÃ¼r solche Leistungen aufzukommen hat, die sie auch bei
rechtzeitiger bzw. ordnungsgemÃ¤Ã�er Bereitstellung der geschuldeten
Behandlung hÃ¤tte gewÃ¤hren mÃ¼ssen. Des weiteren bedeutet es, dass die
Kosten fÃ¼r eine selbstbeschaffte Leistung, soweit diese nicht ausnahmsweise
unaufschiebbar war, nur zu ersetzen sind, wenn die Krankenkasse die
LeistungsgewÃ¤hrung vorher abgelehnt hatte; ein Kausalzusammenhang und damit
eine Kostenerstattung fÃ¤llt aus, wenn die Versicherte sich die streitige Behandlung
auÃ�erhalb des vorgeschriebenen Beschaffungsweges selbst beschafft, ohne sich
vorher mit der Krankenkasse ins Benehmen zu setzen und deren Entscheidung
abzuwarten (wie hier BSG SozR 3-2500 Â§ 13 Nr. 15).

Bei Zugrundelegung dieser rechtlichen Kriterien ist fÃ¼r den geltend gemachten
Kostenerstattungsanspruch kein Raum. Ein Anspruch auf Kostenerstattung nach Â§
13 Abs. 3 1. Voraussetzung SGB V als unaufschiebbare Leistung scheidet aus. Zu
den unaufschiebbaren Leistungen zÃ¤hlen NotfÃ¤lle im Sinne des Â§ 76 Abs. 1 Satz
2 SGB V und andere dringende Bedarfslagen, wie z. B. Systemversagen oder
VersorgungslÃ¼cken. Ob eine Leistung unaufschiebbar ist oder nicht, beurteilt sich
ausschlieÃ�lich nach medizinischen Kriterien. Nach diesen GrundsÃ¤tzen bestand
am 12.10.2000 keine solche unaufschiebbare Bedarfslage. ZunÃ¤chst waren die
Blutzuckerwerte nach dem eingeholten Bericht von Dr. Aydin zu diesem Zeiptunkt
mit 251 mg/dL nur noch grenzwertig pathologisch. Zudem ist anerkannt, dass durch
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die von der Beklagten nach Â§ 75 Abs. 1 Satz 2 SGB V als Sachleistung
bereitgestellte Ã¤rztliche Notversorgung eine solche unaufschiebbare Bedarfslage
grundsÃ¤tzlich ausschlieÃ�t (dazu mit weiteren Hinweisen Krauskopf-Wagner,
SozKV, Â§ 13 SGB V Rd.-Nr. 24). Anhaltspunkte, dass am 12.10.2000 fÃ¼r die
KlÃ¤gerin eine solche Ã¤rztliche Notversorgung nicht bestand, hat diese noch nicht
einmal vorgetragen und sind fÃ¼r die Kammer nicht ersichtlich. TatsÃ¤chlich
dokumentiert die tatsÃ¤chlich von der Beklagten als Sachleistung erbrachte
Behandlung durch Dr. B in der Zeit der massiven Blutzuckerentgleisung ab dem
05.10.2000 genau das Gegenteil.

Auch die Voraussetzungen der 2. Voraussetzung des Â§ 13 Abs. 3 SGB V (zu
Unrecht abgelehnte Leistung) liegen nicht vor. Wie von der KlÃ¤gerin selbst
vorgetragen, hat die Beklagte ihr gegenÃ¼ber am 12.10.2000 die Bereitstellung
eines BlutzuckermessgerÃ¤tes nicht abgelehnt, sondern von dem Ergebnis einer
augenÃ¤rztlichen Untersuchung abhÃ¤ngig gemacht. Dies ist auch sachgerecht,
zumal Dr. B ausdrÃ¼cklich dem Gericht gegenÃ¼ber mitgeteilt hat, dass die
Benutzung von sogenannten Teststreifen zur Blutzuckerbestimmung im Falle der
KlÃ¤gerin ausreichend gewesen sei. Soweit Dr. T in seinen Bescheinigungen vom
08.11.2000 und 20.01.2001 ohne nachvollziehbare medizinische BegrÃ¼ndung die
Benutzung eines digitalen BlutzuckermessgerÃ¤tes "empfiehlt", bedeutet dies nur,
dass die Beklagte zutreffend am 12.10.2000 davon ausgehen durfte, dass der
medizinische Sachverhalt noch nicht abschlieÃ�end aufgeklÃ¤rt war. Insoweit
brauchte die Kammer nicht zu prÃ¼fen, ob entsprechend den AusfÃ¼hrungen von
Dr. B es sich in Wirklichkeit um eine GefÃ¤lligkeitsverordnung ("auf Wunsch der
KlÃ¤gerin") gehandelt hat, denn maÃ�gebend fÃ¼r die Leistungspflicht der
Beklagten ist nicht die Ã¤rztliche Verordnung, sondern das Vorliegen der
tatbestandlichen Voraussetzungen nach den Â§Â§ 27, 33 SGB V (wie hier: BSG B 3
KR 3/00 R vom 28.06.2001). In diesem Zusammenhang macht es fÃ¼r die vom
Gericht vorzunehmende PrÃ¼fung keinen Unterschied, ob neben Dr. B noch andere
Ã�rzte der KlÃ¤gerin ein BlutzuckermessgerÃ¤t verordnen wollten.

Bei Zugrundelegung der dargestellten rechtlichen Kriterien ist fÃ¼r den geltend
gemachten Kostenerstattungsanspruch kein Raum, ohne dass noch weiter
gerichtliche Ermittlungen notwendig waren. Eine endgÃ¼ltige Ablehnung der
Bereitstellung eines BlutzuckermessgerÃ¤tes kann frÃ¼hestens in dem Bescheid
vom 09.03.2001 gesehen werden. Bei dieser Sachlage fehlt es an dem notwendigen
Kausalzusammenhang zwischen Leistungsverweigerung und der bereits am
12.10.2000 begrÃ¼ndeten Kostenerstehung, so dass die Frage der medizinischen
Notwendigkeit eines BlutzuckermessgerÃ¤tes von der Kammer nicht entschieden
werden brauchte.

Nach alledem war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

                               4 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/27.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/33.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%203/00%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%203/00%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

Erstellt am: 21.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

http://www.tcpdf.org

